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Referat 31 Artikel 4 

Stand : 11. Dezember 2017 

31.4 

 

Übersicht über die Änderungen des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt 
 

KWG LSA 
aktuelle Fassung vom 27.2.2004, zuletzt geändert am 17.6.2014 

Änderungen 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Vertretungen im Sinne dieses Gesetzes sind der Gemeinderat, der Ortschaftsrat 
und der Kreistag. 

(2) Vertreter im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinderäte, die Ortschaftsräte und 
die Mitglieder des Kreistages. 

(3) Wahlgebiet im Sinne dieses Gesetzes ist bei der Wahl der Ortschaftsräte und der 
Ortsvorsteher das Gebiet der Ortschaft, bei den übrigen Gemeindewahlen das Gebiet 
der Gemeinde und bei den Kreiswahlen das Gebiet des Landkreises. 

(4) Wahlbereiche im Sinne dieses Gesetzes sind die Teile des Wahlgebiets, die bei den 
Vertretungswahlen für die Einreichung von Wahlvorschlägen und die Sitzverteilung 
(§ 21 Abs. 3, § 40) gebildet werden. 

(5) Wahlbezirke im Sinne dieses Gesetzes sind die Teile eines Wahlbereiches, die zur 
Abgrenzung der Einzugsbereiche der Wahlberechtigten bei der Stimmabgabe gebildet 
werden. 

(6) Kommunalwahlen sind Gemeinde-, Verbandsgemeinde- und Kreiswahlen im Sinne 
von § 1. 

(1) Vertretungen im Sinne dieses Gesetzes sind der Gemeinderat, der Ortschaftsrat 
und der Kreistag. 

(2) Vertreter im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinderäte, die Ortschaftsräte und 
die Mitglieder des Kreistages. 

(3) Wahlgebiet im Sinne dieses Gesetzes ist bei der Wahl der Ortschaftsräte und der 
Ortsvorsteher das Gebiet der Ortschaft, bei den übrigen Gemeindewahlen das Gebiet 
der Gemeinde und bei den Kreiswahlen das Gebiet des Landkreises. 

(4) Wahlbereiche im Sinne dieses Gesetzes sind die Teile des Wahlgebiets, die bei 
den Vertretungswahlen für die Einreichung von Wahlvorschlägen und die Sitzverteilung 
(§ 21 Abs. 3, § 40) gebildet werden. 

(5) Wahlbezirke im Sinne dieses Gesetzes sind die Teile eines Wahlbereiches, die zur 
Abgrenzung der Einzugsbereiche der Wahlberechtigten bei der Stimmabgabe gebildet 
werden. 

(6) Kommunalwahlen sind Gemeinde-, Verbandsgemeinde- und Kreiswahlen im Sinne 
von § 1. Verbundene Wahlen sind mehrere gleichzeitig stattfindende Gemeinde-, Ver-
bandsgemeinde- oder Kreiswahlen in einer Kommune. 

§ 5 
Wahltag, Wahlzeit und Wahlperiode 

§ 5 
Wahltag, Wahlzeit und Wahlperiode 

(1) Die Neuwahl der Vertretung muss vor Ablauf der Wahlperiode stattfinden. Die regu-
läre Wahlperiode der gewählten Vertretung endet am 30. Juni jedes fünften auf das 
Jahr 2014 folgenden Jahres. Soweit die Neuwahl wegen der gleichzeitigen Durchfüh-
rung der Europawahl mit der Kommunalwahl nicht vor Ablauf der regulären Wahlperio-
de der Vertretung erfolgt, endet die jeweils laufende Wahlperiode am 31. Juli. 

(2) Die Landesregierung bestimmt den Wahltag und die Wahlzeit der allgemeinen 
Neuwahlen der Vertretungen und der Ortsvorsteher einheitlich für alle Gemeinden, 

(1) Die Neuwahl der Vertretung muss vor Ablauf der Wahlperiode stattfinden. Die regu-
läre Wahlperiode der gewählten Vertretung endet am 30. Juni jedes fünften auf das 
Jahr 2014 folgenden Jahres. Soweit die Neuwahl wegen der gleichzeitigen Durchfüh-
rung der Europawahl mit der Kommunalwahl nicht vor Ablauf der regulären Wahlperio-
de der Vertretung erfolgt, endet die jeweils laufende Wahlperiode am 31. Juli. 

(2) Die Landesregierung bestimmt den Wahltag und die Wahlzeit der allgemeinen 
Neuwahlen der Vertretungen und der Ortsvorsteher einheitlich für alle Gemeinden, 
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Ortschaften und Landkreise. Den Wahltag und die Wahlzeit für die Wahl des Bürger-
meisters und des Landrates bestimmt die Vertretung, für die Wahl des Ortsvorstehers 
während der laufenden Wahlperiode nach § 86 Abs. 7 des Kommunalverfassungsge-
setzes der Gemeinderat. 

(3) Der Wahltag muss ein Sonntag sein. 

Ortschaften und Landkreise. Den Wahltag und die Wahlzeit für die Wahl des Bürger-
meisters und des Landrates bestimmt die Vertretung, für die Wahl des Ortsvorstehers 
während der laufenden Wahlperiode nach § 86 Abs. 7 des Kommunalverfassungsge-
setzes der Gemeinderat. 

(3) Der Tag einer Wahl oder Abwahl muss ein Sonntag sein. Die Wahlzeit dauert von 
8:00 bis 18:00 Uhr. 

§ 6 
Bekanntmachung der Wahl 

§ 6 
Bekanntmachung der Wahl 

(1) Die Wahl der Vertretungen hat der jeweilige Wahlleiter spätestens am 90. Tag vor 
dem Wahltag öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Die Bürgermeisterwahl, die Ortsvorsteherwahl und die Landratswahl sind von dem 
jeweiligen Wahlleiter spätestens zwei Monate vor dem Wahltag öffentlich bekanntzu-
machen. Gleichzeitig ist der Tag einer eventuell notwendig werdenden Stichwahl des 
Bürgermeisters, Ortsvorstehers oder Landrates bekanntzumachen. Bei der Berechnung 
der Zweimonatsfrist ist der Tag der Bekanntmachung mitzurechnen. 

(1) Die Wahl der Vertretungen hat der jeweilige Wahlleiter spätestens am 120. Tag vor 
dem Wahltag öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Die Bürgermeisterwahl, die Ortsvorsteherwahl und die Landratswahl sind von dem 
jeweiligen Wahlleiter spätestens zwei Monate vor dem Wahltag öffentlich bekanntzu-
machen. Gleichzeitig ist der Tag einer eventuell notwendig werdenden Stichwahl des 
Bürgermeisters, Ortsvorstehers oder Landrates bekanntzumachen. Bei der Berech-
nung der Zweimonatsfrist ist der Tag der Bekanntmachung mitzurechnen. 

§ 8 a 
Wahlorgane 

§ 8 a 
Wahlorgane 

(1) Wahlorgane sind 

1. der Wahlleiter (Gemeindewahlleiter oder Kreiswahlleiter) und der Wahlausschuss 
(Gemeindewahlausschuss oder Kreiswahlausschuss) für das Wahlgebiet, 

2. der Wahlvorsteher und der Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk, 

3. die Wahlkommission im Falle einer Wahl in neue Strukturen (§§ 58 bis 65). 

(2) Die Wahlorgane werden vor jeder allgemeinen Neuwahl und längstens für die Dau-
er einer Wahlperiode der Vertretung bestimmt. Sie üben ihr Amt bis zur Berufung der 
neuen Wahlorgane aus. In diesem Zeitraum sind sie für alle stattfindenden Kommunal-
wahlen zuständig. Für die Ortschaftsratswahl und die Wahl des Ortsvorstehers sind die 
Wahlorgane der Gemeinde zuständig. Bei verbundenen Wahlen gilt Folgendes: 

1. Für alle verbundenen Gemeindewahlen sind nur ein Gemeindewahlleiter und ein 
gemeinsamer Gemeindewahlausschuss zu berufen. 

2. Für alle verbundenen Kreiswahlen sind nur ein Kreiswahlleiter und ein gemeinsa-
mer Kreiswahlausschuss zu berufen. 

3. Für alle verbundenen Kommunalwahlen sind ein gemeinsamer Wahlvorsteher und 
ein gemeinsamer Wahlvorstand zu berufen. 

Sofern in den Fällen des Satzes 3 Nrn. 2 oder 3 für eine der verbundenen Wahlen § 9 
Abs. 2 oder 3 erfüllt ist, ist die jeweilige Person auch für die andere Wahl als Wahlleiter 

(1) Wahlorgane sind 

1. der Wahlleiter (Gemeindewahlleiter oder Kreiswahlleiter) und der Wahlausschuss 
(Gemeindewahlausschuss oder Kreiswahlausschuss) für das Wahlgebiet, 

2. der Wahlvorsteher und der Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk, 

3. die Wahlkommission im Falle einer Wahl in neue Strukturen (§§ 58 bis 65). 

(2) Die Wahlorgane werden vor jeder allgemeinen Neuwahl und längstens für die Dau-
er einer Wahlperiode der Vertretung bestimmt. Sie üben ihr Amt bis zur Berufung der 
neuen Wahlorgane aus. In diesem Zeitraum sind sie für alle stattfindenden Kommu-
nalwahlen zuständig. Für die Ortschaftsratswahl und die Wahl des Ortsvorstehers sind 
die Wahlorgane der Gemeinde zuständig. Bei verbundenen Wahlen gilt Folgendes: 

1. Für alle verbundenen Gemeindewahlen sind nur ein Gemeindewahlleiter und ein 
gemeinsamer Gemeindewahlausschuss zu berufen. 

2. Für alle verbundenen Kreiswahlen sind nur ein Kreiswahlleiter und ein gemeinsa-
mer Kreiswahlausschuss zu berufen. 

3. Für alle verbundenen Kommunalwahlen sind ein gemeinsamer Wahlvorsteher und 
ein gemeinsamer Wahlvorstand zu berufen. 

Sofern in den Fällen des Satzes 5 Nrn. 2 oder 3 für eine der verbundenen Wahlen § 9 
Abs. 2 oder 3 erfüllt ist, ist die jeweilige Person auch für die andere Wahl als Wahlleiter 
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oder als Stellvertreter des Wahlleiters ausgeschlossen. 

(3) Die Wahlorgane sind überparteilich und an Aufträge und Weisungen nicht gebun-
den. 

oder als Stellvertreter des Wahlleiters ausgeschlossen. 

(3) Die Wahlorgane sind überparteilich und an Aufträge und Weisungen nicht gebun-
den. 

§ 9 
Wahlleiter 

§ 9 
Wahlleiter 

(1) Wahlleiter ist in den Gemeinden der Bürgermeister (Gemeindewahlleiter), in den 
Landkreisen der Landrat (Kreiswahlleiter). Stellvertreter ist jeweils der Vertreter im Amt. 
Die Vertretung kann andere Bürger des Wahlgebietes zum Wahlleiter und zum Stellver-
treter berufen. 

(1a) Ein Beschäftigter der Gemeinde kann auch dann zum Gemeindewahlleiter oder zu 
seinem Stellvertreter sowie zum Wahlvorsteher oder zu einem Beisitzer des Wahlaus-
schusses oder des Wahlvorstandes berufen werden, wenn er nicht im Wahlgebiet 
wohnt. Gleiches gilt für den Beschäftigten eines Landkreises bei der Kreiswahl. 

(2) Bewirbt sich zur Bürgermeister- und Landratswahl eine Person, die zugleich die 
Funktion des Wahlleiters nach Absatz 1 für diese Wahl innehat, so nimmt an ihrer Stel-
le der Stellvertreter im Amt die Funktion des Wahlleiters wahr. In diesem Fall ist der 
Stellvertreter des Wahlleiters von der jeweiligen Vertretung zu berufen. Absatz 1a gilt 
entsprechend. 

(3) Sonstige Wahlbewerber und Vertrauenspersonen können nicht gleichzeitig Wahllei-
ter oder Stellvertreter sein. In diesem Fall ist von der jeweiligen Vertretung eine andere 
Person zu berufen. Absatz 1a gilt entsprechend. 

(4) Die Person des Wahlleiters und seines Stellvertreters sind der Kommunalaufsichts-
behörde unverzüglich anzuzeigen. Diese kann anordnen, dass die Gemeinde einen 
geeigneten Wahlleiter oder einen geeigneten Stellvertreter beruft, wenn begründete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die gemeldete Person nicht in der Lage ist, das 
Amt des Wahlleiters oder seines Stellvertreters ordnungsgemäß wahrzunehmen oder 
die Gründe des Absatzes 2 oder 3 entgegenstehen. Sie kann einen geeigneten Wahl-
leiter oder seinen Stellvertreter im Wege der Ersatzvornahme bestellen, wenn es die 
Vertretung binnen einer gesetzten Frist unterlässt, einer entsprechenden Aufforderung 
der Kommunalaufsichtsbehörde nachzukommen. 

(1) Wahlleiter ist in den Gemeinden der Bürgermeister (Gemeindewahlleiter), in den 
Landkreisen der Landrat (Kreiswahlleiter). Stellvertreter ist jeweils der Vertreter im Amt. 
Die Vertretung kann einen anderen Beschäftigten der Gemeinde oder des Landkreises 
zum Wahlleiter und zum Stellvertreter berufen. 

(1a) Ein Beschäftigter der Gemeinde kann auch dann zum Gemeindewahlleiter oder zu 
seinem Stellvertreter sowie zum Wahlvorsteher oder zu einem Beisitzer des Wahlaus-
schusses oder des Wahlvorstandes berufen werden, wenn er nicht im Wahlgebiet 
wohnt. Gleiches gilt für den Beschäftigten eines Landkreises bei der Kreiswahl. 

(2) Bewirbt sich zur Bürgermeister- und Landratswahl eine Person, die zugleich die 
Funktion des Wahlleiters nach Absatz 1 für diese Wahl innehat, so nimmt an ihrer Stel-
le der Stellvertreter im Amt die Funktion des Wahlleiters wahr. In diesem Fall ist der 
Stellvertreter des Wahlleiters von der jeweiligen Vertretung zu berufen. Absatz 1a gilt 
entsprechend. 

(3) Sonstige Wahlbewerber und Vertrauenspersonen können nicht gleichzeitig Wahllei-
ter oder Stellvertreter sein. In diesem Fall ist von der jeweiligen Vertretung eine andere 
Person zu berufen. Absatz 1a gilt entsprechend. 

(4) Die Person des Wahlleiters und seines Stellvertreters sind der Kommunalaufsichts-
behörde unverzüglich anzuzeigen. Diese kann anordnen, dass die Gemeinde oder der 
Landkreis einen geeigneten Wahlleiter oder einen geeigneten Stellvertreter beruft, 
wenn begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die gemeldete Person nicht in 
der Lage ist, das Amt des Wahlleiters oder seines Stellvertreters ordnungsgemäß 
wahrzunehmen oder die Gründe des Absatzes 2 oder 3 entgegenstehen. Sie kann 
einen geeigneten Wahlleiter oder seinen Stellvertreter im Wege der Ersatzvornahme 
bestellen, wenn es die Vertretung binnen einer gesetzten Frist unterlässt, einer ent-
sprechenden Aufforderung der Kommunalaufsichtsbehörde nachzukommen. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde kann im Wege der Ersatzvornahme auch aus dem Kreis 
ihrer Beschäftigten Personen zum Wahlleiter oder Stellvertreter bestellen. 

(5) Der Wahlleiter sowie der Stellvertreter haben bei der Ausübung ihrer Funktion das 
Gebot der Neutralität und Objektivität zu wahren. Sie sind als unabhängiges Wahlorgan 
bei der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden. 
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§ 15 
Bekanntmachungen des Wahlleiters 

§ 15 
Bekanntmachungen des Wahlleiters 

Für die Wahl zu den Vertretungen gibt der Wahlleiter die Zahl der Vertreter, die 
Höchstzahl der auf einem Wahlvorschlag zu benennenden Bewerber (§ 21 Abs. 4 und 
5), die Zahl der Unterschriften für Wahlvorschläge (§ 21 Abs. 9) und für die Wahl zu 
den Kreistagen und zu den Gemeinderäten in den kreisfreien Städten und in den kreis-
angehörigen Gemeinden, die von der Möglichkeit nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Gebrauch 
gemacht haben, auch die Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche öffentlich bekannt. 
Die Bekanntmachung soll zugleich mit der Bekanntmachung des Wahltages (§ 6 Abs. 
1), spätestens aber am 90. Tag vor der Wahl erfolgen. Für die Bekanntmachung der 
Wahlen des Ortschaftsrates ist die Frist des § 87 Abs. 2 des Kommunalverfassungsge-
setzes maßgeblich. 

Für die Wahl zu den Vertretungen gibt der Wahlleiter die Zahl der Vertreter, die 
Höchstzahl der auf einem Wahlvorschlag zu benennenden Bewerber (§ 21 Abs. 4 und 
5), die Zahl der Unterschriften für Wahlvorschläge (§ 21 Abs. 9) und für die Wahl zu 
den Kreistagen und zu den Gemeinderäten in den kreisfreien Städten und in den kreis-
angehörigen Gemeinden, die von der Möglichkeit nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Gebrauch 
gemacht haben, auch die Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche öffentlich bekannt. 
Die Bekanntmachung soll zugleich mit der Bekanntmachung des Wahltages (§ 6 
Abs. 1), spätestens aber am 120. Tag vor der Wahl erfolgen. Die Bekanntmachung der 
Wahl des Ortschaftsrates darf nach Maßgabe des § 87 Abs. 2 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes frühestens sechs Monate vor der Wahl erfolgen. 

§ 18 
Führung der Wählerverzeichnisse, Einsichtnahme 

§ 18 
Führung der Wählerverzeichnisse, Einsichtnahme 

(1) Die Führung der Wählerverzeichnisse ist Aufgabe der Gemeinden. Alle am Wahltag 
Wahlberechtigten sind in Wählerverzeichnisse für die einzelnen Wahlbezirke einzutra-
gen. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, Einsicht in das Wählerverzeichnis zu neh-
men. Macht er hiervon keinen Gebrauch und ergibt sich, dass er im Wählerverzeichnis 
nicht aufgeführt ist, so ist ein aus diesem Grund eingelegter Wahleinspruch (§ 50) 
unbegründet. Eine öffentliche Auslegung des Wählerverzeichnisses findet nicht statt. 

(3) Für die Stichwahl des Bürgermeisters, des Ortsvorstehers oder des Landrates nach 
§ 30a ist das Wählerverzeichnis der ersten Wahl maßgebend. Wer erst für die Stich-
wahl wahlberechtigt wird, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 

(1) Die Führung der Wählerverzeichnisse ist Aufgabe der Gemeinden. Alle am Wahltag 
Wahlberechtigten sind in Wählerverzeichnisse für die einzelnen Wahlbezirke einzutra-
gen. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag 
vor der Wahl Einsicht in das Wählerverzeichnis zu nehmen und die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten zu 
überprüfen. Macht er hiervon keinen Gebrauch und ergibt sich, dass er im Wählerver-
zeichnis nicht aufgeführt ist, so ist ein aus diesem Grund eingelegter Wahleinspruch 
(§ 50) unbegründet. Eine öffentliche Auslegung des Wählerverzeichnisses findet nicht 
statt. 

(3) Für die Stichwahl des Bürgermeisters, des Ortsvorstehers oder des Landrates nach 
§ 30a ist das Wählerverzeichnis der ersten Wahl maßgebend. Wer erst für die Stich-
wahl wahlberechtigt wird, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 

§ 19 
Berichtigung des Wählerverzeichnisses 

§ 19 
Berichtigung des Wählerverzeichnisses 

(1) Anträge auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses können bis zum 15. Tag vor 
dem Wahltag von jedem Wahlberechtigten beim Bürgermeister schriftlich gestellt oder 
zur Niederschrift gegeben werden. 

(2) Hält der Bürgermeister den Antrag für nicht begründet, so hat er die Entscheidung 
des Gemeindewahlausschusses herbeizuführen, finden ausschließlich Kreiswahlen 
statt, die Entscheidung des Kreiswahlausschusses. 

(1) Anträge auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses können bis zum 16. Tag vor 
dem Wahltag von jedem Wahlberechtigten beim Bürgermeister schriftlich gestellt oder 
zur Niederschrift gegeben werden. 

(2) Hält der Bürgermeister den Antrag für nicht begründet, so hat er die Entscheidung 
des Gemeindewahlausschusses herbeizuführen, finden ausschließlich Kreiswahlen 
statt, die Entscheidung des Kreiswahlausschusses. 
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§ 21 
Einreichung und Inhalt der Wahlvorschläge für die Wahl zu den Vertretungen 

§ 21 
Einreichung und Inhalt der Wahlvorschläge für die Wahl zu den Vertretungen 

(1) Wahlvorschläge für die Wahl zu den Vertretungen können von Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes, von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergrup-
pen) und von Einzelpersonen (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Die eingereichten 
Wahlvorschläge können für das Wahlgebiet miteinander verbunden werden. Entspre-
chende Erklärungen der Parteien, Wählergruppen oder Einzelbewerber sind bis zum 
Ablauf der Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge dem Wahlleiter gegenüber schrift-
lich und übereinstimmend abzugeben. Sie müssen von den für das Wahlgebiet zustän-
digen Parteiorganen, den Vertretungsberechtigten der Wählergruppen oder den Ein-
zelbewerbern unterzeichnet sein. 

(1) Wahlvorschläge für die Wahl zu den Vertretungen können von Parteien im Sinne des 
Artikels 21 des Grundgesetzes, von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) 
und von Einzelpersonen (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Die eingereichten Wahl-
vorschläge können für das Wahlgebiet miteinander verbunden werden. Entsprechende 
Erklärungen der Parteien, Wählergruppen oder Einzelbewerber sind bis zum Ablauf der 
Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge dem Wahlleiter gegenüber schriftlich und 
übereinstimmend abzugeben. Sie müssen von den für das Wahlgebiet zuständigen 
Parteiorganen, den Vertretungsberechtigten der Wählergruppen oder den Einzelbewer-
bern unterzeichnet sein. 

(2) Wahlvorschläge für die Gemeindewahl sind beim Gemeindewahlleiter, Wahlvor-
schläge für die Kreiswahl sind beim Kreiswahlleiter einzureichen. Die Einreichungsfrist 
endet am 55. Tage vor der Wahl um 18 Uhr. 

(2) Wahlvorschläge für die Gemeindewahl sind beim Gemeindewahlleiter, Wahlvor-
schläge für die Kreiswahl sind beim Kreiswahlleiter einzureichen. Die Einreichungsfrist 
endet am 69. Tage vor der Wahl um 18 Uhr. 

(3) Ein Wahlvorschlag gilt für die Wahl im gesamten Wahlgebiet nur dann, wenn dieses 
einen einzigen Wahlbereich bildet. Ist das Wahlgebiet in mehrere Wahlbereiche einge-
teilt, so gilt der Wahlvorschlag nur für die Wahl in einem Wahlbereich. 

(3) Ein Wahlvorschlag gilt für die Wahl im gesamten Wahlgebiet nur dann, wenn dieses 
einen einzigen Wahlbereich bildet. Ist das Wahlgebiet in mehrere Wahlbereiche einge-
teilt, so gilt der Wahlvorschlag nur für die Wahl in einem Wahlbereich. 

(4) Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darf mehrere Bewerber enthal-
ten. Die Höchstzahl der auf ihm zu benennenden Bewerber liegt in Wahlgebieten mit 
nur einem Wahlbereich um fünf höher als die Zahl der zu wählenden Vertreter. In den 
übrigen Wahlgebieten wird sie in der Weise ermittelt, dass die Zahl der zu wählenden 
Vertreter durch die Zahl der Wahlbereiche geteilt und die sich daraus ergebende Zahl 
um drei erhöht wird; Bruchteile einer Zahl werden aufgerundet. Die Reihenfolge der 
Bewerber (§ 24 Abs. 1 und 2) muss aus dem Wahlvorschlag ersichtlich sein. 

(4) Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darf mehrere Bewerber enthal-
ten. Die Höchstzahl der auf ihm zu benennenden Bewerber liegt in Wahlgebieten mit 
nur einem Wahlbereich um fünf höher als die Zahl der zu wählenden Vertreter. In den 
übrigen Wahlgebieten wird sie in der Weise ermittelt, dass die Zahl der zu wählenden 
Vertreter durch die Zahl der Wahlbereiche geteilt und die sich daraus ergebende Zahl 
um drei erhöht wird; Bruchteile einer Zahl werden aufgerundet. Die Reihenfolge der 
Bewerber (§ 24 Abs. 1 und 2) muss aus dem Wahlvorschlag ersichtlich sein. 

(5) Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur den Na-
men dieses Bewerbers enthalten. 

(5) Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur den Na-
men dieses Bewerbers enthalten. 

(6) Der Wahlvorschlag muss enthalten: 

1. Familiennamen, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung eines 
jeden Bewerbers; 

2. Namen der Partei, wenn der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht wird; der 
im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei muss mit dem Namen überein-
stimmen, den die Partei im Lande führt; 

3. Kennwort der Wählergruppe, wenn der Wahlvorschlag von einer Wählergruppe 
eingereicht wird; aus dem Kennwort muss hervorgehen, dass es sich um eine 
Wählergruppe im Wahlgebiet handelt; das Kennwort einer Wählergruppe muss in 
allen Wahlbereichen des Wahlgebietes übereinstimmen; das Kennwort einer 
Wählergruppe darf nicht den Namen von Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes oder deren Kurzbezeichnung enthalten; 

(6) Der Wahlvorschlag muss enthalten: 

1. Familiennamen, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung eines 
jeden Bewerbers; 

2. Namen der Partei, wenn der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht wird; der 
im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei muss mit dem Namen überein-
stimmen, den die Partei im Lande führt; 

3. Kennwort der Wählergruppe, wenn der Wahlvorschlag von einer Wählergruppe 
eingereicht wird; aus dem Kennwort muss hervorgehen, dass es sich um eine 
Wählergruppe im Wahlgebiet handelt; das Kennwort einer Wählergruppe muss in 
allen Wahlbereichen des Wahlgebietes übereinstimmen; das Kennwort einer 
Wählergruppe darf nicht den Namen von Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes oder deren Kurzbezeichnung enthalten; 
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4. Wahlgebiet und Wahlbereich, wenn das Wahlgebiet in mehrere Wahlbereiche 
eingeteilt worden ist. 

4. Wahlgebiet und Wahlbereich, wenn das Wahlgebiet in mehrere Wahlbereiche 
eingeteilt worden ist. 

(7) Die Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei müssen Mitglied dieser Partei 
oder parteilos sein. 

(7) Die Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei müssen Mitglied dieser Partei 
oder parteilos sein. 

(8) In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung 
schriftlich erklärt hat. 

(8) In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung 
schriftlich erklärt hat. 

(9) Der Wahlvorschlag für die Wahl zu den Vertretungen muss von mindestens ein vom 
Hundert der am Wahltage Wahlberechtigten, jedoch nicht mehr als von 100 Wahlbe-
rechtigten des Wahlbereiches persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Dabei 
bleiben Zahlenbruchteile außer Betracht. Es dürfen nur solche Unterstützungserklärun-
gen berücksichtigt werden, die zwischen dem Zeitpunkt der Bekanntmachung nach 
§ 15 und dem Ende der Einreichungsfrist abgegeben worden sind. Jeder Wahlberech-
tigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat er mehrere Wahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 

(9) Der Wahlvorschlag für die Wahl zu den Vertretungen muss von mindestens ein vom 
Hundert der zur letzten allgemeinen Neuwahl der Vertretung Wahlberechtigten, jedoch 
nicht mehr als von 100 Wahlberechtigten des Wahlbereiches persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Dabei bleiben Zahlenbruchteile außer Betracht. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben 
sein und ist bei der Einreichung des Wahlvorschlages nachzuweisen. Es dürfen nur 
solche Unterstützungserklärungen berücksichtigt werden, die zwischen dem Zeitpunkt 
der Bekanntmachung nach § 15 und dem Ende der Einreichungsfrist abgegeben wor-
den sind. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat er 
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so sind seine Unterschriften auf Wahlvor-
schlägen, die bei der Gemeinde nach der ersten Bescheinigung des Wahlrechts einge-
hen, ungültig. 

(10) Bei folgenden Parteien und Wählergruppen tritt an die Stelle der Unterschriften 
nach Absatz 9 die Unterschrift des für das Wahlgebiet zuständigen Parteiorgans oder 
des Vertretungsberechtigten der Wählergruppe: 

1. bei einer Partei oder Wählergruppe, die am Tage der Bestimmung des Wahltages 
in der Vertretung des jeweiligen Wahlgebietes durch mindestens ein Mitglied ver-
treten ist, das auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei oder Wählergruppe 
gewählt worden ist, 

2. bei einer Partei, die am Tage der Bestimmung des Wahltages im Landtag des 
Landes Sachsen-Anhalt durch mindestens einen Abgeordneten vertreten ist, der 
auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei gewählt worden ist, 

3. bei einer Partei, die am Tage der Bestimmung des Wahltages im Bundestag 
durch mindestens einen im Lande Sachsen-Anhalt gewählten Abgeordneten ver-
treten ist, der auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei gewählt worden ist. 

Bei einem Einzelbewerber, der am Tage der Bestimmung des Wahltages der Vertre-
tung des Wahlgebietes angehört und seinen Sitz bei der letzten Wahl auf Grund eines 
Einzelwahlvorschlages erhalten hat, tritt an die Stelle der Unterschriften nach Absatz 9 
die eigene Unterschrift. 

(10) Unterschriften nach Absatz 9 Satz 1 sind nicht erforderlich: 

1. bei einer Partei oder Wählergruppe, die am Tage der Bestimmung des Wahltages 
in der Vertretung des jeweiligen Wahlgebietes durch mindestens ein Mitglied ver-
treten ist, das auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei oder Wählergruppe 
gewählt worden ist, 

2. bei einer Partei, die am Tage der Bestimmung des Wahltages im Landtag des 
Landes Sachsen-Anhalt durch mindestens einen Abgeordneten vertreten ist, der 
auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei gewählt worden ist, 

3. bei einer Partei, die am Tage der Bestimmung des Wahltages im Bundestag durch 
mindestens einen im Lande Sachsen-Anhalt gewählten Abgeordneten vertreten 
ist, der auf Grund eines Wahlvorschlages dieser Partei gewählt worden ist, 

4. bei einem Einzelbewerber, der am Tage der Bestimmung des Wahltages der Ver-
tretung des Wahlgebietes angehört und seinen Sitz bei der letzten Wahl auf Grund 
eines Einzelwahlvorschlages erhalten hat. 

Dies gilt nicht für Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerber, die in der jeweiligen 
Vertretung nicht auf Grund eines eigenen Wahlvorschlages ununterbrochen bis zum 
Tage der Bestimmung des Wahltages vertreten waren; diese sind neue Wahlvor-
schlagsträger. 

(11) Auf dem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson angegeben sein. Fehlt diese Angabe, so gilt der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlages als Vertrauensperson; der zweite Unterzeichner des Wahlvor-
schlages als stellvertretende Vertrauensperson. In Fällen des Absatzes 10 gilt das für 

(11) Auf dem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson angegeben sein. Fehlt diese Angabe, so gilt der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlages als Vertrauensperson; der zweite Unterzeichner des Wahlvor-
schlages als stellvertretende Vertrauensperson. In Fällen des Absatzes 10 gilt das für 
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das Wahlgebiet zuständige Parteiorgan, der Vertretungsberechtigte der Wählergruppe 
oder der Einzelbewerber als Vertrauensperson, wenn nicht in dem Wahlvorschlag eine 
Vertrauensperson benannt ist. 

das Wahlgebiet zuständige Parteiorgan, der Vertretungsberechtigte der Wählergruppe 
oder der Einzelbewerber als Vertrauensperson, wenn nicht in dem Wahlvorschlag eine 
Vertrauensperson benannt ist. 

(12) Wer durch eine Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat nach § 41 des 
Kommunalverfassungsgesetzes begründen würde, ist verpflichtet, dem Wahlvorschlag 
eine Erklärung darüber beizufügen, ob er im Fall des Wahlerfolgs aus dem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis ausscheidet oder auf das Mandat verzichten will. 

(12) Wer durch eine Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat nach § 41 des 
Kommunalverfassungsgesetzes begründen würde, ist verpflichtet, dem Wahlvorschlag 
eine Erklärung darüber beizufügen, ob er im Fall des Wahlerfolgs aus dem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis ausscheidet oder auf das Mandat verzichten will. 

§ 22 
Wahlanzeigen 

§ 22 
Wahlanzeigen 

(1) Parteien, die die Voraussetzung des § 21 Abs. 10 Satz 1 Nrn. 2 und 3 nicht erfüllen, 
können als solche nur dann Wahlvorschläge einreichen, wenn sie spätestens am 79. 
Tage vor der Wahl dem Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben 
und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. Der Anzeige sind 
die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie der Nachweis 
über einen satzungsgemäß bestellten Landesvorstand beizufügen. 

(2) Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 69. Tage vor der Wahl fest, welche 
Vereinigungen, die nach Absatz 1 ihre Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als 
Parteien anzuerkennen sind. 

(1) Parteien, die die Voraussetzung des § 21 Abs. 10 Satz 1 Nrn. 2 und 3 nicht erfüllen, 
können als solche nur dann Wahlvorschläge einreichen, wenn sie spätestens am 
97. Tage, 18 Uhr, vor der Wahl dem Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl 
angezeigt haben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 
Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Hat eine Partei keinen Landesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils 
obersten Parteiorganisation an die Stelle des Landesvorstandes, soweit nicht die Sat-
zung hierfür Regelungen enthält. Bei mehreren gleichrangigen Parteiorganisationen 
genügt die Unterschrift eines Vorstandes, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist eine 
schriftliche, dem Satz 2 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände 
beibringt. Der Anzeige sind die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der 
Partei sowie der Nachweis über einen satzungsgemäß bestellten Landesvorstand oder 
in den Fällen des Satzes 3 über den handelnden Vorstand beizufügen. Der Anzeige 
sollen Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden. 

(2) Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 79. Tage vor der Wahl fest, welche 
Vereinigungen, die nach Absatz 1 ihre Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als 
Parteien anzuerkennen sind. 

§ 28 
Zulassung und Bekanntgabe der Wahlvorschläge und  

Wahlvorschlagsverbindungen 

§ 28 
Zulassung und Bekanntgabe der Wahlvorschläge und  

Wahlvorschlagsverbindungen 

(1) Der Wahlausschuss beschließt über die Zulassung der Wahlvorschläge und der 
Wahlvorschlagsverbindungen. 

(1a) Soweit der Wahlausschuss feststellt, dass kein Wahlvorschlag zur Wahl zu den 
Vertretungen eingereicht worden ist, ist der Wahltermin für die betreffende Wahl zu den 
Vertretungen abzusetzen. Der Wahlleiter gibt die Absage des Wahltermins unverzüg-
lich öffentlich bekannt und weist zugleich auf eine später stattfindende einzelne Neu-
wahl hin. 

(1) Der Wahlausschuss beschließt über die Zulassung der Wahlvorschläge und der 
Wahlvorschlagsverbindungen. 

(1a) Soweit der Wahlausschuss feststellt, dass kein Wahlvorschlag zur Wahl zu den 
Vertretungen eingereicht worden ist, ist der Wahltermin für die betreffende Wahl zu den 
Vertretungen abzusetzen. Der Wahlleiter gibt die Absage des Wahltermins unverzüg-
lich öffentlich bekannt und weist zugleich auf eine später stattfindende einzelne Neu-
wahl hin. 
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(2) Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen, die den Vorschriften dieses 
Gesetzes und der Kommunalwahlordnung nicht entsprechen, sind unbeschadet der 
Vorschriften in den Absätzen 3 bis 5 nicht zuzulassen. In Fällen höherer Gewalt oder 
bei unabwendbaren Zufällen kann kurzfristig Nachsicht geübt werden. 

(3) Betreffen die Mängel eines Wahlvorschlages, der mehrere Bewerber enthält, nur 
einen oder mehrere, so ist die Zulassung nur hinsichtlich des einen oder der mehreren 
Bewerber zu versagen. 

(4) Enthält der Wahlvorschlag mehr Bewerber als nach § 21 Abs. 4 und 5 zulässig ist, 
so sind die über die Höchstzahl hinausgehenden, auf dem Wahlvorschlag zuletzt auf-
geführten Bewerber zu streichen. 

(5) Enthalten Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen, an denen mehr 
als zwei Parteien, Wählergruppen oder Einzelbewerber beteiligt sind, Mängel, so ist die 
Wahlvorschlagsverbindung in dem Umfange zuzulassen, der sich aus den gültigen 
Erklärungen ergibt. 

(6) Die Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsver-
bindungen muss unbeschadet des § 10 Abs. 5 spätestens am 44. Tage vor der Wahl 
getroffen werden. Nichtzulassungen von Wahlvorschlägen oder Wahlvorschlagsverbin-
dungen sind den Betroffenen unverzüglich, spätestens am 41. Tage vor der Wahl be-
kannt zu machen. 

(6a) Weist der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag oder eine Wahlvorschlagsverbin-
dung ganz oder teilweise zurück, so kann die Vertrauensperson binnen zwei Tagen 
nach der Bekanntmachung nach Absatz 6 Satz 2 Beschwerde erheben. Über die Be-
schwerde entscheidet der Wahlausschuss spätestens am 37. Tage vor der Wahl. Seine 
Entscheidung ist vorbehaltlich einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren 
endgültig. 

(7) Der Wahlleiter gibt die zugelassenen Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbin-
dungen unverzüglich öffentlich bekannt. Dabei macht er auch die Erklärung nach § 21 
Abs. 12 bekannt. 

(2) Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen, die den Vorschriften dieses 
Gesetzes und der Kommunalwahlordnung nicht entsprechen, sind unbeschadet der 
Vorschriften in den Absätzen 3 bis 5 nicht zuzulassen. In Fällen höherer Gewalt oder 
bei unabwendbaren Zufällen kann kurzfristig Nachsicht geübt werden. 

(3) Betreffen die Mängel eines Wahlvorschlages, der mehrere Bewerber enthält, nur 
einen oder mehrere, so ist die Zulassung nur hinsichtlich des einen oder der mehreren 
Bewerber zu versagen. 

(4) Enthält der Wahlvorschlag mehr Bewerber als nach § 21 Abs. 4 und 5 zulässig ist, 
so sind die über die Höchstzahl hinausgehenden, auf dem Wahlvorschlag zuletzt auf-
geführten Bewerber zu streichen. 

(5) Enthalten Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen, an denen mehr 
als zwei Parteien, Wählergruppen oder Einzelbewerber beteiligt sind, Mängel, so ist die 
Wahlvorschlagsverbindung in dem Umfange zuzulassen, der sich aus den gültigen 
Erklärungen ergibt. 

(6) Die Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsver-
bindungen muss unbeschadet des § 10 Abs. 5 spätestens am 58. Tage vor der Wahl 
getroffen werden. Nichtzulassungen von Wahlvorschlägen oder Wahlvorschlagsverbin-
dungen sind den Betroffenen, vertreten durch die Vertrauensperson, unverzüglich, 
spätestens am 41. Tage vor der Wahl bekannt zu geben. Die Entscheidung ist in der 
Sitzung des Wahlausschusses bekanntzugeben. 

(6a) Weist der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag oder eine Wahlvorschlagsverbin-
dung ganz oder teilweise zurück, so kann die Vertrauensperson binnen drei Tagen 
nach der Bekanntgabe nach Absatz 6 Satz 2 Beschwerde erheben. Über die Be-
schwerde entscheidet der Wahlausschuss spätestens am 52. Tage vor der Wahl; die 
erschienenen Beteiligten sind zu hören. Seine Entscheidung ist vorbehaltlich einer 
anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren endgültig. 

(7) Der Wahlleiter gibt die zugelassenen Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbin-
dungen unverzüglich öffentlich bekannt. Dabei macht er auch die Erklärung nach § 21 
Abs. 12 bekannt. 

§ 29 
Stimmzettel 

§ 29 
Stimmzettel 

(1) Die Stimmzettel für die Wahl werden amtlich hergestellt. 

(2) Die Gestaltung der Stimmzettel für die Wahl zu den Vertretungen bestimmt sich 
nach den Absätzen 3 bis 5. 

(3) Sie enthalten die für den Wahlbereich zugelassenen Wahlvorschläge mit Parteibe-
zeichnung oder Kennwort und den Namen der Bewerber. Wahlvorschlagsverbindungen 
sind anzugeben. Ein Bewerber darf nur dann die Parteibezeichnung einer Partei oder 
das Kennwort einer Wählergruppe führen, wenn er aufgrund des Wahlvorschlags die-

(1) Die Stimmzettel für die Wahl werden amtlich hergestellt. 

(2) Die Gestaltung der Stimmzettel für die Wahl zu den Vertretungen bestimmt sich 
nach den Absätzen 3 bis 5. 

(3) Sie enthalten die für den Wahlbereich zugelassenen Wahlvorschläge mit Parteibe-
zeichnung oder Kennwort und den Namen der Bewerber. Wahlvorschlagsverbindungen 
sind anzugeben. Ein Bewerber darf nur dann die Parteibezeichnung einer Partei oder 
das Kennwort einer Wählergruppe führen, wenn er aufgrund des Wahlvorschlags die-
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ser Partei oder Wählergruppe zugelassen wurde; auf die Zugehörigkeit zu dieser Partei 
oder Wählergruppe kommt es dabei nicht an. 

(4) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge richtet sich nach den bei der letzten Wahl zum 
Landtag des Landes Sachsen-Anhalt erzielten Mandaten. Für andere Parteien, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerber regelt sich die Reihenfolge nach den Stimmenzahlen 
bei der letzten Wahl der Vertretung des Wahlgebietes. Wird von diesen Parteien und 
Wählergruppen kein Wahlvorschlag eingereicht oder treten diese Einzelbewerber nicht 
wieder an, bleibt deren Listennummer für die betreffende Wahl unbesetzt. Im Übrigen 
ist die Reihenfolge alphabetisch. 

(5) Finden Kreis- und Gemeindewahlen gleichzeitig statt, so gilt für die an der Kreis-
wahl teilnehmenden Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerber die Reihenfolge, die 
sich bei ihnen für die Kreiswahl aus Absatz 4 ergibt, auch für die Gemeindewahl in den 
zum Landkreis gehörenden Gemeinden. Für die übrigen Wahlvorschläge bestimmt sich 
die Reihenfolge bei der Gemeindewahl auch in diesem Fall nach Absatz 4. 

(6) Die einheitliche Reihenfolge bei gleichzeitigen Kreis- und Gemeindewahlen (Ab-
satz 5) gilt für diejenigen an der Kreiswahl teilnehmenden Wählergruppen, die mit Wäh-
lergruppen in den zum Landkreis gehörenden Gemeinden identisch oder mit ihnen 
organisatorisch zusammengeschlossen sind. 

(7) Die Stimmzettel für die Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl enthalten 
die Namen der Bewerber in der nach § 30 Abs. 6 festgelegten Reihenfolge. Absatz 3 
Satz 3 gilt entsprechend. 

ser Partei oder Wählergruppe zugelassen wurde; auf die Zugehörigkeit zu dieser Partei 
oder Wählergruppe kommt es dabei nicht an. 

(4) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge richtet sich nach den bei der letzten Wahl zum 
Landtag des Landes Sachsen-Anhalt erzielten Zweitstimmen. Für andere Parteien, 
Wählergruppen und Einzelbewerber regelt sich die Reihenfolge nach den Stimmenzah-
len bei der letzten Wahl der Vertretung des Wahlgebietes. Wird von diesen Parteien 
und Wählergruppen kein Wahlvorschlag eingereicht oder treten diese Einzelbewerber 
nicht wieder an, bleibt deren Listennummer für die betreffende Wahl unbesetzt. Im 
Übrigen ist die Reihenfolge alphabetisch. 

(5) Finden Kreis- und Gemeindewahlen gleichzeitig statt, so gilt für die an der Kreis-
wahl teilnehmenden Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerber die Reihenfolge, die 
sich bei ihnen für die Kreiswahl aus Absatz 4 ergibt, auch für die Gemeindewahl in den 
zum Landkreis gehörenden Gemeinden. Für die übrigen Wahlvorschläge bestimmt sich 
die Reihenfolge bei der Gemeindewahl auch in diesem Fall nach Absatz 4. 

(6) Die einheitliche Reihenfolge bei gleichzeitigen Kreis- und Gemeindewahlen (Ab-
satz 5) gilt für diejenigen an der Kreiswahl teilnehmenden Wählergruppen, die mit Wäh-
lergruppen in den zum Landkreis gehörenden Gemeinden identisch oder mit ihnen 
organisatorisch zusammengeschlossen sind. 

(7) Die Stimmzettel für die Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl enthalten 
die Namen der Bewerber in der nach § 30 Abs. 6 festgelegten Reihenfolge. Absatz 3 
Satz 3 gilt entsprechend. Bei einer gemeinsamen Bewerbung nach § 30 Abs. 2 Satz 2 
können alle die den Bewerber unterstützenden Parteien und Wählergruppen in alpha-
betischer Reihenfolge aufgeführt werden. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, so sieht 
der Stimmzettel ein Feld für eine Ja-Stimme und ein Feld für eine Nein-Stimme vor. 

IV. Bewerbungen zur Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl,  
Abwahl 

IV. Bewerbungen zur Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl,  
Abwahl 

§ 30 
Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl 

§ 30 
Bürgermeister-, Ortsvorsteher- und Landratswahl 

(1) Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters, des Ortsvorstehers und des Land-
rates sind innerhalb der Einreichungsfrist schriftlich einzureichen; sie können nur inner-
halb dieser Frist zurückgenommen werden. Die Einreichungsfrist beginnt am Tag nach 
der Stellenausschreibung. Das Ende der Einreichungsfrist darf von der Vertretung 
frühestens auf den 27. Tag vor dem Wahltag festgesetzt werden. Die Einreichungsfrist 
endet spätestens am 20. Tag vor dem Wahltag. 

(1) Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters, des Ortsvorstehers und des Land-
rates sind innerhalb der Einreichungsfrist schriftlich einzureichen; sie können nur inner-
halb dieser Frist zurückgenommen werden. Die Einreichungsfrist beginnt am Tag nach 
der Stellenausschreibung. Das Ende der Einreichungsfrist darf von der Vertretung 
frühestens auf den 27. Tag vor dem Wahltag festgesetzt werden. Die Einreichungsfrist 
endet spätestens am 20. Tag vor dem Wahltag. 

(2) § 24 Abs. 1 bis 3 findet für die Unterstützung von Bewerbern zur Bürgermeister-, 
Ortsvorsteher- und Landratswahl durch Parteien und Wählergruppen entsprechende 
Anwendung. Die Bewerbung für die Wahl zum Bürgermeister und Landrat muss von 
mindestens 1 v. H. der Wahlberechtigten, jedoch nicht mehr als von 100 Wahlberech-

(2) § 24 Abs. 1 bis 3 findet für die Unterstützung von Bewerbern zur Bürgermeister-, 
Ortsvorsteher- und Landratswahl durch Parteien und Wählergruppen entsprechende 
Anwendung. Die Aufstellung gemeinsamer Bewerber ist zulässig. Wird eine Person 
von mehreren Parteien oder Wählergruppen als gemeinsamer Bewerber benannt, ist 
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tigten, des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Dabei blei-
ben Zahlenbruchteile außer Betracht. Bewirbt sich der Amtsinhaber erneut, so ist er 
von der Beibringung von Unterstützungsunterschriften nach Satz 2 befreit. Für Bewer-
ber, die durch eine Partei oder Wählergruppe unterstützt werden, gilt § 21 Abs. 10 
Satz 1 entsprechend, wenn für den Bewerber eine Unterstützungserklärung in einem 
Verfahren nach § 24 abgegeben wurde. 

sie hierzu in geheimer Abstimmung entweder in einer gemeinsamen Mitgliederver-
sammlung oder in getrennten Versammlungen zu wählen. Die unterstützenden Partei-
en und Wählergruppen des gemeinsamen Bewerbers dürfen keinen anderen als den 
gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl vorschlagen. 

(3) Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach Absatz 2 gilt nicht für die 
Bewerbung für die Wahl zum Ortsvorsteher. 

 

(3) Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die Bewerbung für 
die Wahl zum Ortsvorsteher.  Die Bewerbung für die Wahl zum Bürgermeister und 
Landrat muss von mindestens 1 v.H. der Wahlberechtigten, jedoch nicht mehr als von 
100 Wahlberechtigten, des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Dabei bleiben Zahlenbruchteile außer Betracht. Bewirbt sich der Amtsinhaber 
erneut, so ist er von der Beibringung von Unterstützungsunterschriften nach Satz 1 
befreit. Für Bewerber, die durch eine Partei oder Wählergruppe unterstützt werden, gilt 
§ 21 Abs. 10 Satz 1 entsprechend, wenn für den Bewerber eine Unterstützungserklä-
rung in einem Verfahren nach § 24 abgegeben wurde. 

(4) Die letzte vom Landeswahlausschuss vor allgemeinen Neuwahlen nach § 22 Abs. 2 
getroffene Feststellung über die Anerkennung als Partei gilt auch für die Wahl des 
Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates. § 46 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die letzte vom Landeswahlausschuss vor allgemeinen Neuwahlen nach § 22 Abs. 2 
getroffene Feststellung über die Anerkennung als Partei gilt auch für die Wahl des 
Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates. § 46 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Der Wahlausschuss beschließt über die Zulassung der Bewerbungen spätestens 
am 17. Tag vor dem Wahltag. Er darf eine Bewerbung nur zurückweisen, wenn die 
Form oder die Frist des Absatzes 1 Satz 1 nicht gewahrt, der Bewerber nicht wählbar 
ist oder seine Person nicht feststeht. Über die Beschwerde eines Bewerbers gegen die 
Zurückweisung seiner Bewerbung entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

(5) Der Wahlausschuss beschließt über die Zulassung der Bewerbungen spätestens 
am 18. Tag vor dem Wahltag. Er darf eine Bewerbung nur zurückweisen, wenn die 
Form oder die Frist des Absatzes 1 Satz 1 nicht gewahrt, der Bewerber nicht wählbar 
ist oder seine Person nicht feststeht. Die Entscheidung ist in der Sitzung des Wahlaus-
schusses bekannt zu geben. Weist der Wahlausschuss eine Bewerbung zurück kann 
der Bewerber binnen zwei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an 
den Wahlausschuss richten. Über die Beschwerde eines Bewerbers gegen die Zu-
rückweisung seiner Bewerbung entscheidet der Wahlausschuss spätestens bis zum 
Tag vor der Bekanntmachung der zugelassenen Bewerber nach Absatz 6; die erschie-
nen Beteiligten sind zu hören. Die Entscheidung des Wahlausschusses ist vorbehaltlich 
einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren endgültig. 

(6) Die zugelassenen Bewerbungen sind vom jeweiligen Wahlleiter spätestens am 
15. Tag vor dem Wahltag in alphabetischer Reihenfolge des Namens und des Vorna-
mens öffentlich bekanntzumachen. 

(6) Die zugelassenen Bewerbungen sind vom jeweiligen Wahlleiter spätestens am 
14. Tag vor dem Wahltag in alphabetischer Reihenfolge des Namens und des Vorna-
mens öffentlich bekanntzumachen. 

(7) Wird festgestellt, dass bei der Wahl des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Land-
rates 

1. keine Bewerbung fristgerecht eingereicht oder zugelassen worden ist, 

2. nur ein Bewerber zugelassen wurde und dieser verstirbt oder 

3. der gewählte Bewerber die Wahl nicht annimmt, 

stellt der Wahlausschuss das Scheitern der Wahl fest. In den Fällen des Satzes 1 
Nrn. 1 und 2 ist der Wahltermin abzusagen. Eine neue Wahl ist durchzuführen. Die 

(7) Wird festgestellt, dass bei der Wahl des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Land-
rates 

1. keine Bewerbung fristgerecht eingereicht oder zugelassen worden ist oder nur ein 
Bewerber zugelassen wurde und dieser vor der Wahl verstirbt oder  

2. nur ein Bewerber zugelassen wurde und dieser nicht die nach Absatz 8 Satz 2 
erforderlichen Stimmen erreicht oder 

3. der gewählte Bewerber die Wahl nicht annimmt, 



11 

 

Wahl des Ortsvorstehers erfolgt nach Maßgabe des § 88 Abs. 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes. Der Wahlleiter hat die Feststellung und ihre Folgen öffentlich bekannt 
zu machen. 

 

stellt der Wahlausschuss das Scheitern der Wahl fest. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
ist der Wahltermin abzusagen. Vorbehaltlich der Regelung des § 88 Abs. 1 des Kom-
munalverfassungsgesetzes für die Wahl des Ortsvorstehers ist in allen Fällen eine 
neue Wahl durchzuführen. Die Wahl des Ortsvorstehers erfolgt nach Maßgabe des § 
88 Abs. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes. Der Wahlleiter hat die Feststellung und 
ihre Folgen öffentlich bekannt zu machen. 

(8) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten 
hat. 

(8) Sind mehrere Bewerber zugelassen, ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Gibt es nur einen zugelassenen Bewerber, so 
ist der Bewerber gewählt, wenn er mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen erhalten hat.  

 (9) Auf die Direktwahl finden die Vorschriften über die Wahl der Vertretung entspre-
chende Anwendung, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. 

§ 32 
Stimmabgabe 

§ 32 
Stimmabgabe 

(1) Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er auf dem Stimmzettel den 
oder die Bewerber, dem oder denen er seine Stimme geben will, durch Ankreuzen oder 
in sonstiger Weise zweifelsfrei kennzeichnet. Anstelle von Stimmzetteln können zuge-
lassene Wahlgeräte benutzt werden. Das Nähere wird durch Verordnung bestimmt (§ 
68 Abs. 3). 

(2) Bei der Wahl zu den Vertretungen kann der Wähler einem Bewerber bis zu drei 
Stimmen geben. Gibt der Wähler weniger als drei Stimmen ab, so wird die Gültigkeit 
der Stimmabgabe dadurch nicht berührt. Er kann seine Stimmen auch Bewerbern ver-
schiedener Wahlvorschläge geben. Bei der Abgabe seiner Stimmen ist der Wähler 
nicht an die Reihenfolge gebunden, in der die Bewerber innerhalb eines Wahlvorschla-
ges aufgeführt sind. 

(3) Eine Vertretung bei der Stimmabgabe ist unzulässig. Wer wegen körperlichen Ge-
brechen den Stimmzettel nicht eigenhändig kenntlich machen oder in die Wahlurne 
legen oder das Wahlgerät nicht selbständig bedienen kann, darf sich der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 

(1) Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er durch Ankreuzen oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, wem die Stimme gelten soll. Steht nur ein 
Bewerber zur Wahl (§ 29 Absatz 7 Satz 4) gibt der Wähler seine Stimme in der Weise 
ab, dass er das Feld für die Ja-Stimme oder die Nein-Stimme entsprechend Satz 1 
kennzeichnet. Anstelle von Stimmzetteln können zugelassene Wahlgeräte benutzt 
werden. Das Nähere wird durch Verordnung bestimmt (§ 68 Abs. 3). 

(2) Bei der Wahl zu den Vertretungen kann der Wähler einem Bewerber bis zu drei 
Stimmen geben. Gibt der Wähler weniger als drei Stimmen ab, so wird die Gültigkeit 
der Stimmabgabe dadurch nicht berührt. Er kann seine Stimmen auch Bewerbern 
verschiedener Wahlvorschläge geben. Bei der Abgabe seiner Stimmen ist der Wähler 
nicht an die Reihenfolge gebunden, in der die Bewerber innerhalb eines Wahlvorschla-
ges aufgeführt sind. 

(3) Eine Vertretung bei der Stimmabgabe ist unzulässig. Wer wegen körperlichen Ge-
brechen den Stimmzettel nicht eigenhändig kenntlich machen oder in die Wahlurne 
legen oder das Wahlgerät nicht selbständig bedienen kann, darf sich der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 

§ 33 
Briefwahl 

§ 33 
Briefwahl 

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Gemeindewahlleiter der Gemeinde, in der der 
Wahlschein ausgestellt worden ist, im verschlossenen Wahlbriefumschlag 

1. seinen Wahlschein, 

2. seinen Stimmzettel in dem Wahlumschlag 

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltage bis zum 

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Gemeindewahlleiter der Gemeinde, in der der 
Wahlschein ausgestellt worden ist, im verschlossenen Wahlbriefumschlag 

1. seinen Wahlschein, 

2. seinen Stimmzettel im Stimmzettelumschlag 

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltage bis zum 
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Ende der Wahlzeit eingeht. 

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler gegenüber dem Wahlleiter eidesstattlich zu 
versichern, dass er den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. Hat sich ein Wäh-
ler zur Kennzeichnung des Stimmzettels einer anderen Person bedient (§ 32 Abs. 3 
Satz 2), so hat die andere Person gegenüber dem Wahlleiter eidesstattlich zu versi-
chern, dass sie den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des Wählers gekenn-
zeichnet hat. Der Wahlleiter ist für die Entgegennahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig. 

(3) Zur Erleichterung der Abgabe und Zählung der Briefwahlstimmen kann der Wahllei-
ter entsprechend § 36 Abs. 3 bestimmen, dass die Aufnahme und Auszählung der 
Briefwahlstimmen durch zugelassene Wahlgeräte vorgenommen wird. 

Ende der Wahlzeit eingeht. 

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler gegenüber dem Wahlleiter eidesstattlich zu 
versichern, dass er den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. Hat sich ein Wäh-
ler zur Kennzeichnung des Stimmzettels einer anderen Person bedient (§ 32 Abs. 3 
Satz 2), so hat die andere Person gegenüber dem Wahlleiter eidesstattlich zu versi-
chern, dass sie den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des Wählers gekenn-
zeichnet hat. Der Wahlleiter ist für die Entgegennahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig. 

(3) Zur Erleichterung der Abgabe und Zählung der Briefwahlstimmen kann der Wahllei-
ter entsprechend § 36 Abs. 3 bestimmen, dass die Aufnahme und Auszählung der 
Briefwahlstimmen durch zugelassene Wahlgeräte vorgenommen wird. 

§ 40 
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet  

mit mehreren Wahlbereichen 

§ 40 
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet  

mit mehreren Wahlbereichen 

(1) Auf Grund der Wahlergebnisse nach § 38 stellt der Wahlausschuss 

1. die Gesamtstimmenzahl einer jeden Partei oder Wählergruppe, 
2. die Stimmenzahl eines jeden Einzelwahlvorschlages (Einzelbewerbers) und 
3. die Zahl der auf jede Wahlvorschlagsverbindung entfallenen Stimmen 

als Wahlergebnis im Wahlgebiet fest. 

(1) Auf Grund der Wahlergebnisse nach § 38 stellt der Wahlausschuss 

1. die Gesamtstimmenzahl einer jeden Partei oder Wählergruppe, 
2. die Stimmenzahl eines jeden Einzelwahlvorschlages (Einzelbewerbers) und 
3. die Zahl der auf jede Wahlvorschlagsverbindung entfallenen Stimmen 

als Wahlergebnis im Wahlgebiet fest. 

(2) Die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze werden den Parteien, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern auf Grund ihrer Gesamtstimmenzahl (Absatz 1) nach dem Verfahren 
gemäß § 39 Abs. 2 und 3 zugeteilt. Bei verbundenen Wahlvorschlägen gilt § 39 Abs. 4. 

(2) Die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze werden den Parteien, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern auf Grund ihrer Gesamtstimmenzahl (Absatz 1) nach dem Verfahren 
gemäß § 39 Abs. 2 und 3 zugeteilt. Bei verbundenen Wahlvorschlägen gilt § 39 Abs. 4. 

(3) Die einer Partei oder Wählergruppe nach Absatz 2 im Wahlgebiet zugefallenen 
Sitze werden ihren Wahlvorschlägen in den einzelnen Wahlbereichen nach dem Ver-
fahren gemäß § 39 Abs. 2 und 3 zugeteilt. 

(4) Die Zuweisung der nach Absatz 3 auf den Wahlvorschlag einer Partei oder Wähler-
gruppe entfallenen Sitze an die Bewerber dieses Wahlvorschlages richtet sich nach 
§ 39 Abs. 5 und 6. 

(5) Ergibt die Berechnung nach Absatz 3 mehr Sitze für einen Wahlvorschlag als Be-
werber auf ihm vorhanden sind, so erhalten die übrigen Sitze diejenigen Bewerber auf 
den Wahlvorschlägen dieser Partei oder Wählergruppe in den anderen Wahlbereichen, 
die dort keinen Sitz erhalten. Die Sitze werden an diese Bewerber in der Reihenfolge 
der höchsten Stimmenzahlen vergeben. Bei gleichen Stimmenzahlen entscheidet die 
Reihenfolge der Bewerber auf dem Wahlvorschlag. 

(6) Der Wahlausschuss stellt fest, auf welche Bewerber Sitze entfallen sind. 

(3) Die einer Partei oder Wählergruppe nach Absatz 2 im Wahlgebiet zugefallenen 
Sitze werden ihren Wahlvorschlägen in den einzelnen Wahlbereichen nach dem Ver-
fahren gemäß § 39 Abs. 2 und 3 zugeteilt. 

(4) Die Zuweisung der nach Absatz 3 auf den Wahlvorschlag einer Partei oder Wähler-
gruppe entfallenen Sitze an die Bewerber dieses Wahlvorschlages richtet sich nach 
§ 39 Abs. 5 und 6. 

(5) Ergibt die Berechnung nach Absatz 3 mehr Sitze für einen Wahlvorschlag als Be-
werber auf ihm vorhanden sind, so erhalten die übrigen Sitze diejenigen Bewerber auf 
den Wahlvorschlägen dieser Partei oder Wählergruppe in den anderen Wahlbereichen, 
die dort keinen Sitz erhalten. Die Sitze werden an diese Bewerber in der Reihenfolge 
der höchsten Stimmenzahlen vergeben. Bei gleichen Stimmenzahlen entscheidet die 
Reihenfolge der Bewerber auf dem Wahlvorschlag. 

(6) Der Wahlausschuss stellt fest, auf welche Bewerber Sitze entfallen sind. 
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§ 42 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses,  

Feststellung des Scheiterns von Wahlen 

§ 42 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses,  

Feststellung des Scheiterns von Wahlen 

(1) Der Wahlleiter gibt das Wahlergebnis, die Namen der gewählten Bewerber sowie 
bei den Wahlen zu den Vertretungen auch die Namen der nächst festgestellten Bewer-
ber in der festgestellten Reihenfolge öffentlich bekannt. 

(2) Stellt der Wahlausschuss bei der Wahl des Gemeinderates, Ortschaftsrates und 
Kreistages fest, dass 

1. kein gültiger Wahlvorschlag zur Wahl zu den Vertretungen eingereicht oder zuge-
lassen worden ist, 

2. alle gewählten Bewerber und die nächst festgestellten Ersatzbewerber die Wahl 
nicht annehmen oder 

3. beim Ortschaftsrat nicht die gesetzliche Mindestzahl eines Ortschaftsrates von 
drei Mitgliedern nach § 83 Abs. 1 Satz 2 des Kommunalverfassungsgesetzes er-
reicht wurde, 

erklärt er die Wahl für gescheitert. Im Fall des Scheiterns nach Satz 1 Nr. 1 ist § 28 
Abs. 1a zu beachten. 

(1) Der Wahlleiter gibt das Wahlergebnis, die Namen der gewählten Bewerber sowie 
bei den Wahlen zu den Vertretungen auch die Namen der nächst festgestellten Bewer-
ber in der festgestellten Reihenfolge öffentlich bekannt. 

(2) Stellt der Wahlausschuss bei der Wahl des Gemeinderates, Ortschaftsrates und 
Kreistages fest, dass 

1. kein gültiger Wahlvorschlag zur Wahl zu den Vertretungen eingereicht oder zuge-
lassen worden ist, 

2. alle gewählten Bewerber und die nächst festgestellten Ersatzbewerber die Wahl 
nicht annehmen oder 

3. beim Ortschaftsrat nicht die gesetzliche Mindestzahl eines Ortschaftsrates von drei 
Mitgliedern nach § 83 Abs. 1 Satz 2 des Kommunalverfassungsgesetzes erreicht 
wurde, 

erklärt er die Wahl für gescheitert. Im Fall des Scheiterns nach Satz 1 Nr. 1 ist § 28 
Abs. 1a zu beachten. Der Wahlleiter hat die Feststellung und ihre Folgen öffentlich 
bekannt zu machen. 

§ 43 
Annahme der Wahl 

§ 43 
Annahme der Wahl 

Der Wahlleiter benachrichtigt die gewählten Bewerber über ihre Wahl mit dem Ersu-
chen, ihm binnen einer Woche schriftlich mitzuteilen, ob sie die Wahl annehmen. Gibt 
der Gewählte bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl 
mit Beginn des folgenden Tages als angenommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt 
als Ablehnung. Eine Ablehnung kann nicht widerrufen werden. 

(1) Der Wahlleiter benachrichtigt die gewählten Bewerber über ihre Wahl mit dem Er-
suchen, ihm binnen einer Woche schriftlich mitzuteilen, ob sie die Wahl annehmen. 
Gibt der Gewählte bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist keine Erklärung ab, so gilt die 
Wahl mit Beginn des folgenden Tages als angenommen. Eine Erklärung unter Vorbe-
halt gilt als Ablehnung. Eine Ablehnung kann nicht widerrufen werden. 

(2) Bei einer Benachrichtigung des gewählten Bewerbers vor Beginn der Wahlperiode 
oder bei einem Verzicht eines Mandatsträgers mit Wirkung ab einem bestimmten spä-
teren Zeitpunkt nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 KVG LSA tritt der Sitzerwerb abweichend von 
Absatz 1 frühestens mit dem Beginn der Wahlperiode oder frühestens mit dem Aus-
scheiden des ehrenamtlichen Mitglieds ein. 

§ 44 
Nachwahl 

§ 44 
Nachwahl 

(1) Ist im Wahlgebiet oder in einem Wahlbereich oder in einem Wahlbezirk die Wahl 
infolge höherer Gewalt nicht durchgeführt worden, so ist sie nachzuholen (Nachwahl). 

(1a) Wird während der Vorbereitung der Wahl ein offenkundiger, vor der Wahl nicht 
mehr behebbarer Mangel festgestellt, aufgrund dessen die Wahl im Fall ihrer Durchfüh-

(1) Ist im Wahlgebiet oder in einem Wahlbereich oder in einem Wahlbezirk die Wahl 
infolge höherer Gewalt nicht durchgeführt worden, so ist sie nachzuholen (Nachwahl). 

(1a) Wird während der Vorbereitung der Wahl ein offenkundiger, vor der Wahl nicht 
mehr behebbarer Mangel festgestellt, aufgrund dessen die Wahl im Fall ihrer Durchfüh-
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rung im Wahlprüfungsverfahren für ungültig erklärt werden müsste, hat die Kommu-
nalaufsichtsbehörde die Wahl abzusagen und gleichzeitig eine Nachwahl anzuordnen. 
Der Wahlleiter hat die Wahlabsage unverzüglich öffentlich bekannt zu machen und 
hierbei darauf hinzuweisen, dass zu einem späteren Zeitpunkt eine Nachwahl stattfin-
den wird. 

(2) Die Nachwahl muss spätestens vier Wochen nach der Hauptwahl stattfinden. Den 
Tag der Nachwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(3) Bei der Nachwahl wird nach den Wahlvorschlägen, den Wahlvorschlagsverbindun-
gen, den Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates 
und den Wählerverzeichnissen der Hauptwahl gewählt. Die für die nicht durchgeführte 
Wahl bereits beschafften Stimmzettel behalten vorbehaltlich Absatz 1a ihre Gültigkeit 
auch für die Nachwahl. 

(4) Findet die Nachwahl nur in einem Teil des Wahlgebietes statt, so wird entsprechend 
ihrem Ergebnis das Wahlergebnis für das gesamte Wahlgebiet nach den bei der 
Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen neu festgestellt. 

(5) Für die Nachwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 

rung im Wahlprüfungsverfahren für ungültig erklärt werden müsste, hat die Kommu-
nalaufsichtsbehörde die Wahl abzusagen und gleichzeitig eine Nachwahl anzuordnen. 
Der Wahlleiter hat die Wahlabsage unverzüglich öffentlich bekannt zu machen und 
hierbei darauf hinzuweisen, dass zu einem späteren Zeitpunkt eine Nachwahl stattfin-
den wird. 

(2) Die Nachwahl nach Absatz 1 muss spätestens vier Wochen nach der Hauptwahl 
stattfinden. In den Fällen einer abgesagten Wahl nach Absatz 1a erfolgt die Wahl un-
verzüglich, spätestens vier Monate nach der Hauptwahl. Den Tag der Nachwahl be-
stimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(3) Bei der Nachwahl wird nach den Wahlvorschlägen, den Wahlvorschlagsverbindun-
gen, den Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates 
und den Wählerverzeichnissen der Hauptwahl gewählt. Die für die nicht durchgeführte 
Wahl bereits beschafften Stimmzettel behalten vorbehaltlich Absatz 1a ihre Gültigkeit 
auch für die Nachwahl. In den Fällen der Nachwahl nach Absatz 1a ist das Verfahren 
auf die Berichtigung des konkreten Wahlfehlers zu beschränken und im jeweils ent-
sprechend erforderlichen Umfang zu erneuern. 

(4) Im Falle einer Nachwahl in einem Teil des Wahlgebietes ist das vorläufige Ergebnis 
der Hauptwahl unmittelbar im Anschluss an die Wahlhandlung der Hauptwahl auf der 
Grundlage der erfolgten Stimmabgaben zu ermitteln, festzustellen und bekannt zu 
geben. Nach erfolgter Nachwahl in einem Teil des Wahlgebietes wird entsprechend 
ihrem Ergebnis das Wahlergebnis für das gesamte Wahlgebiet nach den bei der 
Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen festgestellt. 

(5) Für die Nachwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 45 
Wiederholungswahl 

§ 45 
Wiederholungswahl 

(1) Wird im Wahlgebiet oder in einem Wahlbereich oder in einem Wahlbezirk die Wahl 
im Wahlprüfungsverfahren (§§ 50 folgende) für ungültig erklärt, so ist sie in dem in der 
Entscheidung bestimmten Umfange zu wiederholen (Wiederholungswahl). 

(2) Die Wiederholungswahl muss spätestens vier Monate nach rechtskräftigem Ab-
schluss des Wahlprüfungsverfahrens stattfinden. Den Tag der Wiederholungswahl 
bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(3) Findet die Wiederholungswahl binnen sechs Monaten nach der Hauptwahl statt, so 
wird vorbehaltlich einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren nach den 
Wahlvorschlägen, den Wahlvorschlagsverbindungen, den Bewerbungen um das Amt 
des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates und den Wählerverzeichnissen der 
Hauptwahl gewählt. Liegt die Hauptwahl mehr als sechs Monate zurück, so wird die 
Wiederholungswahl im gesamten Wahlgebiet durchgeführt und das Wahlverfahren in 
allen Teilen erneuert. 

(4) Findet die Wiederholungswahl nur in einem Teil des Wahlgebietes statt, so wird 

(1) Wird im Wahlgebiet oder in einem Wahlbereich oder in einem Wahlbezirk die Wahl 
im Wahlprüfungsverfahren (§§ 50 folgende) für ungültig erklärt, so ist sie in dem in der 
Entscheidung bestimmten Umfange zu wiederholen (Wiederholungswahl). Die Vertre-
tung kann die Wiederholungswahl auf einen Teil des Wahlgebietes oder auf die Brief-
wahl beschränken, wenn die zur Teilungültigkeit führenden Wahlrechtsverstöße sich 
nur dort ausgewirkt haben.  

(2) Die Wiederholungswahl muss spätestens vier Monate nach rechtskräftigem Ab-
schluss des Wahlprüfungsverfahrens stattfinden. Den Tag der Wiederholungswahl 
bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(3) Findet die Wiederholungswahl binnen sechs Monaten nach der Hauptwahl statt, so 
wird vorbehaltlich einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren nach den 
Wahlvorschlägen, den Wahlvorschlagsverbindungen, den Bewerbungen um das Amt 
des Bürgermeisters, Ortsvorstehers und Landrates und den Wählerverzeichnissen der 
Hauptwahl gewählt. Liegt die Hauptwahl mehr als sechs Monate zurück, so wird die 
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entsprechend ihrem Ergebnis das Wahlergebnis für das gesamte Wahlgebiet nach den 
bei der Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen neu festgestellt. 

(5) Eine Wiederholungswahl im gesamten Wahlgebiet erfolgt abweichend von § 38 
Abs. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes für die Zeit bis zum Ende der Wahlperiode. 
Findet die Wiederholungswahl innerhalb von 12 Monaten vor Ablauf der Wahlperiode 
statt, so endet die Wahlperiode mit dem Ende der nächsten Wahlperiode. 

(6) Für die Wiederholungswahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 

Wiederholungswahl im gesamten Wahlgebiet durchgeführt und das Wahlverfahren in 
allen Teilen erneuert; eine Beschränkung auf die Briefwahl ist nicht zulässig. 

(4) Findet die Wiederholungswahl nur in einem Teil des Wahlgebietes oder ausschließ-
lich als Briefwahl statt, so wird entsprechend ihrem Ergebnis das Wahlergebnis für das 
gesamte Wahlgebiet nach den bei der Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen neu 
festgestellt. 

(5) Eine Wiederholungswahl im gesamten Wahlgebiet erfolgt abweichend von § 38 
Abs. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes für die Zeit bis zum Ende der Wahlperiode. 
Findet die Wiederholungswahl innerhalb von 12 Monaten vor Ablauf der Wahlperiode 
statt, so endet die Wahlperiode mit dem Ende der nächsten Wahlperiode. 

(6) Für die Wiederholungswahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 46 
Einzelne Neuwahl 

§ 46 
Einzelne Neuwahl 

(1) Eine einzelne Neuwahl zu den Vertretungen findet statt, wenn während der Wahlpe-
riode eine Gemeinde oder ein Landkreis neu gebildet wird oder wenn im Zusammen-
hang mit einer Gebietsänderung Vereinbarungen der Gebietskörperschaften oder Best-
immungen der Kommunalaufsichtsbehörde über eine Neuwahl getroffen werden. Den 
Tag der einzelnen Neuwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(1a) Eine einzelne Neuwahl zu den Vertretungen ist auch bei einem Scheitern der Wahl 
aus den in § 42 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Gründen durchzuführen. Für die 
Neuwahl des Ortschaftsrates ist § 88 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes zu 
beachten. Den Tag der einzelnen Neuwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(2) Die vom Landeswahlausschuss vor den allgemeinen Neuwahlen nach § 22 Abs. 2 
getroffene Feststellung über die Anerkennung als Partei gilt, wenn sie nicht widerrufen 
wird, für die Dauer der Wahlperiode auch bei einzelnen Neuwahlen. Im Übrigen gilt 
§ 22 bei einzelnen Neuwahlen mit der Maßgabe, dass die Feststellung gemäß § 22 
Abs. 2  

1. durch den Landeswahlleiter allein erfolgen kann, wenn Zweifel nicht bestehen, 

2. mit der Wirkung getroffen werden kann, dass sie auch für alle weiteren einzelnen 
Neuwahlen bis zur Bestimmung des Wahltages für die nächsten allgemeinen 
Neuwahlen gilt. 

(3) § 45 Abs. 5 gilt entsprechend. Findet eine einzelne Neuwahl nach dem 1. Januar 
2005 und vor dem 1. Juli 2008 statt, so endet die Wahlperiode mit dem Ende der 
nächsten Wahlperiode. 

(4) Für die einzelne Neuwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 

(1) Eine einzelne Neuwahl zu den Vertretungen findet statt, wenn während der Wahlpe-
riode eine Gemeinde oder ein Landkreis neu gebildet wird oder wenn im Zusammen-
hang mit einer Gebietsänderung Vereinbarungen der Gebietskörperschaften oder Best-
immungen der Kommunalaufsichtsbehörde über eine Neuwahl getroffen werden. Den 
Tag der einzelnen Neuwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(1a) Eine einzelne Neuwahl zu den Vertretungen ist auch bei einem Scheitern der Wahl 
aus den in § 42 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Gründen durchzuführen. Für die 
Neuwahl des Ortschaftsrates ist § 88 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes zu 
beachten. Den Tag der einzelnen Neuwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

(2) Die vom Landeswahlausschuss vor den allgemeinen Neuwahlen nach § 22 Abs. 2 
getroffene Feststellung über die Anerkennung als Partei gilt, wenn sie nicht widerrufen 
wird, für die Dauer der Wahlperiode auch bei einzelnen Neuwahlen. Im Übrigen gilt 
§ 22 bei einzelnen Neuwahlen mit der Maßgabe, dass die Feststellung gemäß § 22 
Abs. 2  

1. durch den Landeswahlleiter allein erfolgen kann, wenn Zweifel nicht bestehen, 

2. mit der Wirkung getroffen werden kann, dass sie auch für alle weiteren einzelnen 
Neuwahlen bis zur Bestimmung des Wahltages für die nächsten allgemeinen 
Neuwahlen gilt. 

(3) § 45 Abs. 5 gilt entsprechend. Findet eine einzelne Neuwahl nach dem 1. Januar 
2005 und vor dem 1. Juli 2008 statt, so endet die Wahlperiode mit dem Ende der 
nächsten Wahlperiode. 

(4) Für die einzelne Neuwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 
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VIII. Ersatz von Vertretern und Ausscheiden von nächst festgestellten Bewerbern VIII. Ersatz von Vertretern und Ausscheiden von nächst festgestellten Bewerbern 

§ 47 
Ersatz von Vertretern 

§ 47 
Ersatz von Vertretern 

(1) Ein Nachrücken eines nächst festgestellten Bewerbers nach § 42 Abs. 5 des Kom-
munalverfassungsgesetzes findet nicht statt, wenn der nächst festgestellte Bewerber 
nach der Wahl aus der Partei ausgeschieden ist oder rechtskräftig ausgeschlossen 
wurde und wenn die Partei das Ausscheiden oder den Ausschluss vor dem Freiwerden 
des Sitzes dem Wahlleiter schriftlich mitgeteilt hat. Dies gilt entsprechend für Bewerber, 
die auf Listen von Parteien kandidiert haben und nach der Wahl einer Partei beigetre-
ten sind, die für das Wahlgebiet einen konkurrierenden Wahlvorschlag eingereicht 
hatte. 

(2) Wird ein Sitz dadurch frei, dass eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei, 
durch das Bundesverfassungsgericht gemäß Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes für 
verfassungswidrig erklärt worden ist, so kann er nicht auf einen nächst festgestellten 
Bewerber übergehen, 

1. der nächst festgestellte Bewerber eines Wahlvorschlages dieser Partei oder Teil-
organisation ist oder 

2. der Partei oder Teilorganisation im Zeitpunkt der Verkündung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts angehört hat. 

Für Ortschaftsräte gilt Satz 1 entsprechend; § 88 Abs. 3 und 4 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes ist maßgeblich. 

(3) § 28 Abs. 1a sowie § 46 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(4) Die Feststellung nach den Absätzen 1 bis 3 trifft der Wahlausschuss. Sie kann 
durch den Wahlleiter allein erfolgen, wenn Zweifel über die zu treffende Feststellung 
nicht bestehen. 

(5) Der Wahlleiter benachrichtigt den nächst festgestellten Bewerber und gibt den 
Übergang des Sitzes öffentlich bekannt. § 43 gilt entsprechend. 

(1) Das Nachrücken eines nächst festgestellten Bewerbers bestimmt sich nach § 42 
Abs. 4 des Kommunalverfassungsgesetzes. Ein Nachrücken eines nächst festgestell-
ten Bewerbers nach § 42 Abs. 4 des Kommunalverfassungsgesetzes findet nicht statt, 
wenn der nächst festgestellte Bewerber nach der Wahl aus der Partei ausgeschieden 
ist oder rechtskräftig ausgeschlossen wurde und wenn die Partei das Ausscheiden 
oder den Ausschluss vor dem Freiwerden des Sitzes dem Wahlleiter schriftlich mitge-
teilt hat. Dies gilt entsprechend für Bewerber, die auf Listen von Parteien kandidiert 
haben und nach der Wahl einer Partei beigetreten sind, die für das Wahlgebiet einen 
konkurrierenden Wahlvorschlag eingereicht hatte. 

(2) Wird ein Sitz dadurch frei, dass eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei, 
durch das Bundesverfassungsgericht gemäß Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes für 
verfassungswidrig erklärt worden ist, so kann er nicht auf einen nächst festgestellten 
Bewerber übergehen, 

1. der nächst festgestellte Bewerber eines Wahlvorschlages dieser Partei oder Teil-
organisation ist oder 

2. der Partei oder Teilorganisation im Zeitpunkt der Verkündung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts angehört hat. 

Für Ortschaftsräte gilt Satz 1 entsprechend; § 88 Abs. 3 und 4 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes ist maßgeblich. 

(3) § 28 Abs. 1a sowie § 46 Abs. 2 gelten entsprechend 

(4) Die Feststellung nach den Absätzen 1 bis 3 trifft der Wahlausschuss. Sie kann 
durch den Wahlleiter allein erfolgen, wenn Zweifel über die zu treffende Feststellung 
nicht bestehen. 

(5) Der Wahlleiter benachrichtigt den nächst festgestellten Bewerber und gibt den 
Übergang des Sitzes öffentlich bekannt. § 43 gilt entsprechend. 

§ 50 
Wahleinspruch 

§ 50 
Wahleinspruch 

(1) Jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, jede Partei oder Wählergruppe, die einen 
Wahlvorschlag eingereicht hat, und der für das Wahlgebiet zuständige Wahlleiter sowie 
die für das Wahlgebiet zuständige Kommunalaufsichtsbehörde können gegen die Gül-
tigkeit der Wahl Einspruch erheben (Wahleinspruch) mit der Begründung, dass die 
Wahl nicht den Wahlrechtsvorschriften entsprechend vorbereitet oder durchgeführt 
oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. 

(1) Jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, jede Partei oder Wählergruppe, die einen 
Wahlvorschlag eingereicht hat, und der für das Wahlgebiet zuständige Wahlleiter sowie 
die für das Wahlgebiet zuständige Kommunalaufsichtsbehörde können gegen die Gül-
tigkeit der Wahl Einspruch erheben (Wahleinspruch) mit der Begründung, dass die 
Wahl nicht den Wahlrechtsvorschriften entsprechend vorbereitet oder durchgeführt 
oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. Gegen 
die Gültigkeit einer Direktwahl können auch Bewerber, die an der Direktwahl teilge-
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(2) Der Wahleinspruch ist bei dem für das Wahlgebiet zuständigen Wahlleiter binnen 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses mit Begründung schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift zu erklären; der Wahleinspruch des Wahlleiters 
selbst ist an die Vertretung zu richten. 

(3) Der Wahleinspruch gegen eine Feststellung oder Entscheidung, die auf Grund 
dieses Gesetzes oder der Kommunalwahlordnung nach Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses getroffen wird, ist binnen zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe zulässig; dies 
gilt nicht für Feststellungen und Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren. Ist die 
Feststellung oder Entscheidung dem Einspruchsberechtigten zugestellt worden, so 
beginnt die Wahleinspruchsfrist für ihn mit dem Tage der Zustellung. Im Übrigen gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

(4) Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren be-
ziehen, können nur mit den in diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsbehelfen angefoch-
ten werden. 

(5) Der Wahleinspruch hat keine aufschiebende Wirkung. § 74 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes findet Anwendung. 

(6) Der Wahlleiter legt die bei ihm eingereichten Einsprüche mit seiner Stellungnahme 
unverzüglich der neugewählten Vertretung vor. 

nommen haben, sowie Bewerber nicht zugelassener Wahlvorschläge Wahleinspruch 
erheben. 

(2) Der Wahleinspruch ist bei dem für das Wahlgebiet zuständigen Wahlleiter binnen 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses, im Falle einer erforderlichen 
Stichwahl nach der Bekanntgabe des Ergebnisses der Stichwahl, mit Begründung 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu erklären; der Wahleinspruch des 
Wahlleiters selbst ist an die Vertretung zu richten. 

(3) Der Wahleinspruch gegen eine Feststellung oder Entscheidung, die auf Grund 
dieses Gesetzes oder der Kommunalwahlordnung nach Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses getroffen wird, ist binnen zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe zulässig; dies 
gilt nicht für Feststellungen und Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren. Ist die 
Feststellung oder Entscheidung dem Einspruchsberechtigten zugestellt worden, so 
beginnt die Wahleinspruchsfrist für ihn mit dem Tage der Zustellung. Im Übrigen gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

(4) Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren be-
ziehen, können nur mit den in diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsbehelfen angefoch-
ten werden. 

(5) Der Wahleinspruch hat keine aufschiebende Wirkung. § 74 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes findet Anwendung. 

(6) Der Wahlleiter legt die bei ihm eingereichten Einsprüche mit seiner Stellungnahme 
unverzüglich der neugewählten Vertretung vor. 

§ 51 
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl 

§ 51 
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl 

(1) Die neugewählte Vertretung entscheidet über die Wahleinsprüche und über die 
Gültigkeit der Wahl. Der Gemeinderat entscheidet über die Wahleinsprüche und über 
die Gültigkeit der Ortschaftsratswahlen und der Ortsvorsteherwahlen. Über die Gültig-
keit einer während der Wahlperiode der Vertretung stattfindenden Bürgermeister- oder 
Landratswahl entscheidet die bestehende Vertretung. Die Verhandlung und Beschluss-
fassung haben in öffentlicher Sitzung zu erfolgen. 

(2) In der Verhandlung sind die Beteiligten auf Antrag zu hören. Beteiligt sind der Wahl-
leiter, die Person, die den Wahleinspruch erhoben hat, und die Person, gegen deren 
Wahl der Wahleinspruch unmittelbar gerichtet ist. 

(3) Eine Person, die nach Absatz 2 Satz 2 Beteiligter ist, darf an der Beschlussfassung 
nicht teilnehmen. 

(1) Die neugewählte Vertretung entscheidet über die Wahleinsprüche und über die 
Gültigkeit der Wahl. Der Gemeinderat entscheidet über die Wahleinsprüche und über 
die Gültigkeit der Ortschaftsratswahlen und der Ortsvorsteherwahlen. Über die Gültig-
keit einer während der Wahlperiode der Vertretung stattfindenden Bürgermeister- oder 
Landratswahl entscheidet die bestehende Vertretung; im Falle einer erforderlichen 
Stichwahl nach der Bekanntgabe des Ergebnisses der Stichwahl. Die Verhandlung und 
Beschlussfassung haben in öffentlicher Sitzung zu erfolgen. 

(2) In der Verhandlung sind die Beteiligten auf Antrag zu hören. Beteiligt sind der Wahl-
leiter, die Person, die den Wahleinspruch erhoben hat, und die Person, gegen deren 
Wahl der Wahleinspruch unmittelbar gerichtet ist. 

(3) Eine Person, die nach Absatz 2 Satz 2 Beteiligter ist, darf an der Beschlussfassung 
nicht teilnehmen. 
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§ 52 
Inhalt der Entscheidung 

§ 52 
Inhalt der Entscheidung 

(1) Die Vertretung trifft nach Ablauf der in § 50 Abs. 2 bezeichneten Frist durch Be-
schluss folgende Entscheidung: 

1. Einwendungen gegen die Wahl liegen nicht vor. Die Wahl ist gültig; oder 

2. die Einwendungen gegen die Wahl sind nicht begründet und werden zurückge-
wiesen. Die Wahl ist gültig; oder 

3. die Einwendungen gegen die Wahl sind begründet. Die ihnen zugrunde liegenden 
Tatbestände haben das Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich beeinflusst. Die 
Wahl ist gültig; oder 

4. die Einwendungen gegen die Wahl sind sämtlich oder zum Teil begründet. Die 
den begründeten Einwendungen zugrunde liegenden Tatbestände sind so 
schwerwiegend, dass bei einwandfreier Durchführung der Wahl ein wesentlich 
anderes Wahlergebnis zustande gekommen oder festgestellt worden wäre. 

Dabei wird 

a)  das Wahlergebnis neu festgestellt oder berichtigt oder 

b)  die Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt. 

(2) Bei Wahleinsprüchen nach § 50 Abs. 3 entscheidet die Vertretung durch Beschluss, 

1. ob die Einwendungen begründet sind, 
2. ob die Feststellung oder Entscheidung rechtens ist. 

(3) Die Beschlüsse zu Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 sowie Absatz 2 sind zu begründen. 

(1) Die Vertretung trifft nach Ablauf der in § 50 Abs. 2 bezeichneten Frist durch Be-
schluss mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen folgende Entschei-
dung: 

1. Einwendungen gegen die Wahl liegen nicht vor. Die Wahl ist gültig; oder 

2. die Einwendungen gegen die Wahl sind unzulässig oder zulässig, aber nicht be-
gründet und werden zurückgewiesen. Die Wahl ist gültig; oder 

3. die Einwendungen gegen die Wahl sind begründet. Die ihnen zugrunde liegenden 
Tatbestände haben das Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich beeinflusst. Die 
Wahl ist gültig; oder 

4. die Einwendungen gegen die Wahl sind sämtlich oder zum Teil begründet. Die den 
begründeten Einwendungen zugrunde liegenden Tatbestände sind so schwerwie-
gend, dass bei einwandfreier Durchführung der Wahl ein wesentlich anderes 
Wahlergebnis zustande gekommen oder festgestellt worden wäre. 

Dabei wird 

a)  das Wahlergebnis neu festgestellt oder berichtigt oder 

b)  die Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt. 

(2) Bei Wahleinsprüchen nach § 50 Abs. 3 entscheidet die Vertretung durch Beschluss, 

1. ob die Einwendungen begründet sind, 

2. ob die Feststellung oder Entscheidung rechtens ist. 

(3) Die Beschlüsse zu Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 sowie Absatz 2 sind zu begründen. 

§ 53 
Zustellung der Entscheidung und Rechtsmittel 

§ 53 
Zustellung der Entscheidung und Rechtsmittel 

(1) Die Entscheidung der Vertretung über den Wahleinspruch ist den Beteiligten binnen 
einer Frist von zwei Wochen schriftlich mit Begründung und Rechtsmittelbelehrung 
(Absatz 2) zuzustellen, der Kommunalaufsichtsbehörde auch dann, wenn sie keinen 
Wahleinspruch erhoben hat. 

(1) Die Entscheidung der Vertretung über den Wahleinspruch ist den Beteiligten binnen 
einer Frist von zwei Wochen schriftlich mit Begründung und Rechtsmittelbelehrung 
(Absatz 2) zuzustellen, der Kommunalaufsichtsbehörde auch dann, wenn sie keinen 
Wahleinspruch erhoben hat. 

(2) Gegen die Entscheidung der Vertretung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Klage vor dem Verwaltungsgericht zulässig. Der Wahlleiter und die Kommunalauf-
sichtsbehörde sind auch dann klageberechtigt, wenn der Wahleinspruch nicht von 
ihnen erhoben worden ist. 

(2) Gegen die Entscheidung der Vertretung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Klage vor dem Verwaltungsgericht zulässig. Der Wahlleiter und die Kommunalauf-
sichtsbehörde sind auch dann klageberechtigt, wenn der Wahleinspruch nicht von 
ihnen erhoben worden ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Entscheidungen im Sinne des § 52 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Entscheidungen im Sinne des § 52 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1. 
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 (4) Ist die Entscheidung der Vertretung nach § 52 rechtskräftig aufgehoben worden, so 
hat die Vertretung unter Beachtung der gerichtlichen Entscheidung unverzüglich eine 
neue Entscheidung nach § 52 zu treffen. Die Anfechtung dieser neuen Entscheidung 
ist nur insoweit zulässig, als diese von der rechtskräftigen gerichtlichen Aufhebungs-
entscheidung abweicht. 

§ 57 
Bürgerentscheid 

§ 57 
Bürgerentscheid 

Auf die Durchführung des Bürgerentscheides finden die Bestimmungen für die Wahl 
des Bürgermeisters und des Landrates mit Ausnahme der §§ 50 bis 53 entsprechende 
Anwendung. 

Auf die Durchführung des Bürgerentscheides finden die Bestimmungen für die Wahl 
des Bürgermeisters und des Landrates mit Ausnahme der §§ 50 bis 53 entsprechende 
Anwendung. Der Stimmzettel muss die zu entscheidende Frage enthalten und auf „Ja“ 
und „Nein“ lauten. 

 

§ 65b 
Übermittlung personenbezogener Daten aus dem  

Paß- und Personalausweisregister 

 

 
Der Wahlleiter ist berechtigt, die Paß- und Personalausweisbehörden um Auskunft aus 
den Paß- und Personalausweisregistern zu ersuchen, soweit die Daten zur Erfüllung 
der in seiner Zuständigkeit liegenden öffentlichen Aufgaben im Rahmen der Vorberei-
tung und Durchführung der Wahl erforderlich sind. 

§ 68a  
Fristen 

§ 68a  
Fristen, Termine und Form 

(1) Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnun-
gen vorgesehenen Fristen und Termine sind Ausschlussfristen. Sie verlängern und 
ändern sich auch nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

(2) Das Ministerium des Innern wird ermächtigt, für den Fall einer vorzeitigen Beendi-
gung der Wahlperiode die in diesem Gesetz bestimmten Fristen und Termine durch 
Verordnung abzukürzen. 

(3) Hat die jeweilige Vertretung den Wahltag für die Wahl des Bürgermeisters oder des 
Landrates im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Bündelung von Direktwah-
len und zur Fortentwicklung des Kommunalwahlrechts bereits festgesetzt und der 
Wahlleiter die Wahl gemäß § 6 Abs. 2 bereits bekannt gemacht, so findet die Wahl 
nach den am Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Bündelung von Direktwahlen 
und zur Fortentwicklung des Kommunalwahlrechts geltenden Bestimmungen statt. 

(1) Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnun-
gen vorgesehenen Fristen und Termine sind Ausschlussfristen. Sie verlängern und 
ändern sich auch nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

(2) Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium wird ermächtigt, für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode die in diesem Gesetz bestimmten 
Fristen und Termine durch Verordnung abzukürzen. 

(3) Hat die jeweilige Vertretung den Wahltag für die Wahl des Bürgermeisters oder des 
Landrates im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Bündelung von Direktwahlen 
und zur Fortentwicklung des Kommunalwahlrechts bereits festgesetzt und der Wahlleiter die 
Wahl gemäß § 6 Abs. 2 bereits bekannt gemacht, so findet die Wahl nach den am Tag vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Bündelung von Direktwahlen und zur Fortentwicklung 
des Kommunalwahlrechts geltenden Bestimmungen statt. 

(3) Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verord-
nungen nichts anderes bestimmt ist, müssen die vorgeschriebenen Erklärungen per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und bei der zuständigen Stelle im Origi-
nal vorliegen.  
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§ 69a 
Anwendungs- und Übergangsvorschriften 

§ 69a 
Anwendungs- und Übergangsvorschriften 

(1) Die erstmalige Wahl der Ortsvorsteher nach § 82 Abs. 1 und 2 sowie § 86 des Kommu-
nalverfassungsgesetzes findet zeitlich mit der allgemeinen Neuwahl der Vertretungen im 
Jahr 2019 statt. 

(2) Für Bürgermeister- und Landratswahlen sowie Stichwahlen, die am 1. Juli 2014 bereits 
nach § 6 Abs. 2 bekannt gemacht, aber über deren Gültigkeit noch nicht rechtskräftig ent-
schieden ist, richtet sich die Zuständigkeit über die Zulassung der Bewerber nach § 30 
Abs. 2 und deren Bekanntmachung nach § 30 Abs. 3 in der bis zum 30. Juni 2014 geltenden 
Fassung. 

(3) § 10a Abs. 1 und 2 gilt für die einer Verwaltungsgemeinschaft angehörenden Gemeinde 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Bezeichnung „Verbandsgemeinderat“ 
die Bezeichnung „Gemeinschaftsausschuss“ und an die Stelle der Bezeichnung „Verbands-
gemeindebürgermeister“ die Bezeichnung „Leiter des gemeinsamen Verwaltungsamtes“ tritt. 
§ 7 Abs. 2 Satz 5 und § 12 Abs. 1a Satz 1 gilt entsprechend für Verwaltungsgemeinschaf-
ten. 

(1) Die erstmalige Wahl der Ortsvorsteher nach § 82 Abs. 1 und 2 sowie § 86 des Kommu-
nalverfassungsgesetzes findet zeitlich mit der allgemeinen Neuwahl der Vertretungen im 
Jahr 2019 statt. 

(2) Ist der Wahltag für die Wahl der Vertretung oder die Wahl des Bürgermeisters oder des 
Landrates im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Änderung des Kommunalver-
fassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften bereits festgesetzt und hat 
der Wahlleiter die Wahl gemäß § 6 bereits öffentlich bekannt gemacht, so finden die Wahl 
der Vertretung oder die Wahl des Bürgermeisters und Landrates sowie eine Stichwahl nach 
den am Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfassungs-
gesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften geltenden Bestimmungen statt. 

 (3) § 10a Abs. 1 und 2 gilt für die einer Verwaltungsgemeinschaft angehörenden Gemeinde 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Bezeichnung „Verbandsgemeinderat“ 
die Bezeichnung „Gemeinschaftsausschuss“ und an die Stelle der Bezeichnung „Verbands-
gemeindebürgermeister“ die Bezeichnung „Leiter des gemeinsamen Verwaltungsamtes“ tritt. 
§ 7 Abs. 2 Satz 5 und § 12 Abs. 1a Satz 1 gilt entsprechend für Verwaltungsgemeinschaf-
ten. 

 


